
Die richterliche 
Unabhängigkeit 



Art. 6 EMRK 

 (1) Jedermann hat Anspruch darauf, dass seine Sache in billiger Weise 

öffentlich und innerhalb einer angemessenen Frist gehört wird, und zwar von 

einem unabhängigen und unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht, das 

über zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen oder über die Stichhaltigkeit 

der gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Anklage zu entscheiden hat. 



Art. 47 GRC 

 (2) Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem 

unabhängigen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in 

einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb angemessener Frist verhandelt 

wird. 

 … 

  



Art. 87 B-VG 

 (1) Die Richter sind in Ausübung ihres richterlichen Amtes unabhängig. 

 (2) In Ausübung seines richterlichen Amtes befindet sich ein Richter bei 

Besorgung aller ihm nach dem Gesetz und der Geschäftsverteilung zustehenden 

gerichtlichen Geschäfte, mit Ausschluss der Justizverwaltungssachen, die nicht 

nach Vorschrift des Gesetzes durch Senate oder Kommissionen zu erledigen 

sind. 

 (3)… 



Art. 88 B-VG 
 (1) In der Gerichtsverfassung wird eine Altersgrenze bestimmt, nach deren Erreichung die Richter in den dauernden 

Ruhestand zu versetzen sind. 

 (2) Im Übrigen dürfen Richter nur in den vom Gesetz vorgeschriebenen Fällen und Formen und auf Grund eines 

förmlichen richterlichen Erkenntnisses ihres Amtes entsetzt oder wider ihren Willen an eine andere Stelle oder in den 

Ruhestand versetzt werden. Diese Bestimmungen finden jedoch auf Übersetzungen und Versetzungen in den Ruhestand 

keine Anwendung, die durch Veränderungen in der Verfassung der Gerichte nötig werden. In einem solchen Fall wird 

durch das Gesetz festgestellt, innerhalb welchen Zeitraumes Richter ohne die sonst vorgeschriebenen Förmlichkeiten 

übersetzt und in den Ruhestand versetzt werden können. 

 (3) Die zeitweise Enthebung der Richter vom Amt darf nur durch Verfügung des Gerichtsvorstandes oder der höheren 

Gerichtsbehörde bei gleichzeitiger Verweisung der Sache an das zuständige Gericht stattfinden. 



Art. 87 B-VG 

 (3) Die Geschäfte sind auf die Richter des ordentlichen Gerichtes für die durch 

Bundesgesetz bestimmte Zeit im Voraus zu verteilen. Eine nach dieser 

Geschäftsverteilung einem Richter zufallende Sache darf ihm nur durch 

Verfügung des durch Bundesgesetz hiezu berufenen Senates und nur im Fall 

seiner Verhinderung oder dann abgenommen werden, wenn er wegen des 

Umfangs seiner Aufgaben an deren Erledigung innerhalb einer angemessenen 

Frist gehindert ist. 



Art. 86 B-VG 

 (1) Die Richter werden, sofern nicht in diesem Gesetz anderes bestimmt ist, 

gemäß dem Antrag der Bundesregierung vom Bundespräsidenten oder auf 

Grund seiner Ermächtigung vom zuständigen Bundesminister ernannt; die 

Bundesregierung oder der Bundesminister hat Besetzungsvorschläge der durch 

Bundesgesetz hiezu berufenen Senate einzuholen. 





Welser Erklärung 
 Art. II. Unabhängigkeit: 

 Wir entscheiden ausschließlich auf der Grundlage des Gesetzes und unserer freien inneren Überzeugung. 

Wir weisen jede Art von ungesetzlicher Einflussnahme zurück. Einladungen oder Geschenke, die den 

Anschein erwecken, Abhängigkeiten zu schaffen, nehmen wir nicht an. Interventionsversuche legen wir 

offen. Richterliche Unabhängigkeit dient dem Schutz der Recht suchenden Menschen und darf niemals als 

Vorwand für Willkür oder geistig oder sozial abgehobenes Verhalten missbraucht werden. Bei der Auswahl 

und Beurteilung von Kolleginnen und Kollegen orientieren wir uns nach den Kriterien des 

Richterdienstgesetzes an deren fachlicher und sozialer Kompetenz und weisen jede Protektion zurück. 


